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Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger!

Der 24. Februar 2022 markiert eine Zeitenwende in der Geschichte 
unseres Kontinents. Mit dem Überfall auf die Ukraine hat der russi-
sche Präsident Putin kaltblütig einen Angriffskrieg vom Zaun gebro-
chen – aus einem einzigen Grund: Die Freiheit der Ukrainerinnen 
und Ukrainer stellt sein eigenes Unterdrückungsregime infrage. Das 
ist menschenverachtend. Das ist völkerrechtswidrig. Das ist durch 
nichts und niemanden zu rechtfertigen. Die schrecklichen Bilder aus 
Kiew, Charkiw, Odessa und Mariupol zeigen die ganze Skrupellosig-
keit Putins. Die himmelschreiende Ungerechtigkeit, der Schmerz der 
Ukrainerinnen und Ukrainer, sie gehen uns allen sehr nahe.

Regierungserklärung 
von Bundeskanzler 
Olaf Scholz am  
27. Februar 2022
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Ich weiß genau, welche Fragen sich die Bürgerinnen und Bürger in 
diesen Tagen abends am Küchentisch stellen, welche Sorgen sie um- 
treiben angesichts der furchtbaren Nachrichten aus dem Krieg. Viele 
von uns haben noch die Erzählungen unserer Eltern oder Großeltern 
im Ohr vom Krieg, und für die Jüngeren ist es kaum fassbar: Krieg in 
Europa. Viele von ihnen verleihen ihrem Entsetzen Ausdruck – überall 
im Land, auch hier in Berlin.

Wir erleben eine Zeitenwende. Und das bedeutet: Die Welt 
danach ist nicht mehr dieselbe wie die Welt davor. Im Kern 
geht es um die Frage, ob Macht das Recht brechen darf, ob 
wir es Putin gestatten, die Uhren zurückzudrehen in die 
Zeit der Großmächte des 19. Jahrhunderts, oder ob wir die 
Kraft aufbringen, Kriegstreibern wie Putin Grenzen zu setzen. 
Das setzt eigene Stärke voraus.

Ja, wir wollen und wir werden unsere Freiheit, unsere Demokratie 
und unseren Wohlstand sichern. Ich bin Ihnen, Frau Präsidentin, sehr 
dankbar, dass ich die Vorstellungen der Bundesregierung dazu heute 
in dieser Sondersitzung mit Ihnen teilen kann. Auch den Vorsitzenden 
aller demokratischen Fraktionen dieses Hauses danke ich dafür, dass 
sie diese Sitzung unterstützt haben.

Mit dem Überfall auf die Ukraine will Putin nicht nur ein unabhän-
giges Land von der Weltkarte tilgen. Er zertrümmert die europäische 
Sicherheitsordnung, wie sie seit der Schlussakte von Helsinki fast ein 
halbes Jahrhundert Bestand hatte. Er stellt sich auch ins Abseits der 
gesamten internationalen Staatengemeinschaft.

Weltweit haben unsere Botschaften in den vergangenen Tagen gemein- 
sam mit Frankreich dafür geworben, die russische Aggression im 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen als das zu benennen, was sie 
ist: ein infamer Völkerrechtsbruch. Wenn man sich das Ergebnis der 
Sicherheitsratssitzung in New York anschaut, durchaus mit Erfolg.  
Die Beratungen haben gezeigt: Wir stehen keineswegs allein in unserem 

„Wir erleben eine 
Zeitenwende.“
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Einsatz für den Frieden. Wir werden ihn fortsetzen mit aller Kraft.  
Für das, was sie dort zustande gebracht hat, bin ich Außenministerin 
Baerbock sehr dankbar. Nur mit der Notbremse seines Vetos konnte  
Moskau – immerhin ein ständiges Mitglied des Sicherheitsrates – die 
eigene Verurteilung verhindern. Was für eine Schande!

Präsident Putin redet dabei stets von unteilbarer Sicher-
heit. Tatsächlich aber will er gerade den Kontinent mit 
Waffengewalt in altbekannte Einflusssphären teilen. Das 
hat Folgen für die Sicherheit in Europa. Ja, dauerhaft ist 
Sicherheit in Europa nicht gegen Russland möglich. Auf 
absehbare Zeit aber gefährdet Putin diese Sicherheit. Das 
muss klar ausgesprochen werden. Wir nehmen die Her-
ausforderung an, vor die die Zeit uns gestellt hat –  
nüchtern und entschlossen.

Fünf Handlungsaufträge liegen nun vor uns.

Erstens: Wir müssen die Ukraine in dieser verzweifelten Lage unter-
stützen. Das haben wir auch in den vergangenen Wochen, Monaten 
und Jahren in großem Umfang getan. Aber mit dem Überfall auf  
die Ukraine sind wir in einer neuen Zeit. In Kiew, Charkiw, Odessa 
und Mariupol verteidigen die Menschen nicht nur ihre Heimat.  
Sie kämpfen für Freiheit und ihre Demokratie, für Werte, die wir  
mit ihnen teilen. Als Demokratinnen und Demokraten, als  
Euro päerinnen und Europäer stehen wir an ihrer Seite, auf der  
richtigen Seite der Geschichte.

Am Donnerstag hat Präsident Putin mit seinem Überfall auf die Ukraine 
 eine neue Realität geschaffen. Diese neue Realität erfordert eine klare 
 Antwort. Wir haben sie gegeben: Wie Sie wissen, haben wir gestern 
entschieden, dass Deutschland der Ukraine Waffen zur Verteidigung 
des Landes liefern wird. Auf Putins Aggression konnte es keine andere 
Antwort geben.

„Wir nehmen die 
Herausforderung 

an, vor die die Zeit 
uns gestellt hat –  

nüchtern und 
entschlossen.“
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Unser zweiter Handlungsauftrag ist, Putin von seinem Kriegskurs 
abzubringen. Der Krieg ist eine Katastrophe für die Ukraine. Aber der 
Krieg wird sich auch als Katastrophe für Russland erweisen. Gemein-
sam mit den EU-Staats- und -Regierungschefs haben wir ein Sank-
tionspaket von bisher unbekanntem Ausmaß verabschiedet. Wir 
schneiden russische Banken und Staatsunternehmen von der Finan-
zierung ab. Wir verhindern den Export von Zukunftstechnologien 
nach Russland. Wir nehmen die Oligarchen und ihre Geldanlagen in 
der EU ins Visier. Hinzu kommen die Strafmaßnahmen gegen Putin 
und Personen in seinem direkten Umfeld sowie Einschränkungen bei 
der Visavergabe für russische Offizielle. Und wir schließen wichtige 
russische Banken vom Bankenkommunikationsnetz SWIFT aus.  
Darauf haben wir uns gestern mit den Staats- und Regierungschefs 
der wirtschaftlich stärksten Demokratien und der EU verständigt.

Machen wir uns nichts vor: Putin wird seinen Kurs nicht 
über Nacht ändern. Doch schon sehr bald wird die russische 
Führung spüren, welch hohen Preis sie bezahlt. Allein in  
der letzten Woche haben russische Börsenwerte um über  
30 Prozent nachgegeben. Das zeigt: Unsere Sanktionen  
wirken. Und wir behalten uns weitere Sanktionen vor, 
ohne irgendwelche Denkverbote. Unsere Richtschnur 
bleibt die Frage: Was trifft die Verantwortlichen am här-
testen? Die, um die es geht, und nicht das russische Volk! 
Denn Putin, nicht das russische Volk, hat sich für den Krieg 
entschieden. Deshalb gehört es deutlich ausgesprochen: 
Dieser Krieg ist Putins Krieg.

Die Differenzierung ist mir wichtig; denn die Aussöhnung zwischen 
Deutschen und Russen nach dem Zweiten Weltkrieg ist und bleibt ein 
wichtiges Kapitel unserer gemeinsamen Geschichte. Und ich weiß, wie 
schwierig die derzeitige Situation gerade für die vielen Bürgerinnen 
und Bürger unseres Landes zu ertragen ist, die in der Ukraine oder in 
Russland geboren sind. Darum werden wir nicht zulassen, dass dieser 

„Ohne Wenn 
und Aber stehen 
wir zu unserer 

Beistandspflicht 
in der Nato.“
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Konflikt zwischen Putin und der freien Welt zum Aufreißen alter 
Wunden und zu neuen Verwerfungen führt.

Noch etwas sollten wir nicht vergessen: In vielen russischen Städten 
haben Bürgerinnen und Bürger in den vergangenen Tagen gegen 
Putins Krieg protestiert, haben Verhaftung und Bestrafung in Kauf 
genommen. Das erfordert großen Mut und große Tapferkeit.

Deutschland steht heute an der Seite der Ukrainerinnen und der 
Ukrainer. Unsere Gedanken und unser Mitgefühl gelten heute den 
Opfern des russischen Angriffskriegs. Genauso stehen wir an der  
Seite all jener in Russland, die Putins Machtapparat mutig die Stirn 
bieten und seinen Krieg gegen die Ukraine ablehnen. Wir wissen: 
Sie sind viele. Ihnen allen sage ich: Geben Sie nicht auf! Ich bin ganz 
sicher: Freiheit, Toleranz und Menschenrechte werden sich auch in 
Russland durchsetzen.

Die dritte große Herausforderung liegt darin, zu verhindern, dass 
Putins Krieg auf andere Länder in Europa übergreift. Das bedeutet: 
Ohne Wenn und Aber stehen wir zu unser Beistandspflicht in der 
Nato. Das habe ich auch unseren Alliierten in Mittel- und Osteuropa 
gesagt, die sich um ihre Sicherheit sorgen. Präsident Putin sollte  
unsere Entschlossenheit nicht unterschätzen, gemeinsam mit unse-
ren Alliierten jeden Quadratmeter des Bündnisgebietes zu verteidigen. 
Wir meinen das sehr ernst. Mit der Aufnahme eines Landes in die  
Nato ist unser Wille als Bündnispartner verbunden, dieses Land zu 
verteidigen, und zwar so wie uns selbst.

Die Bundeswehr hat ihre Unterstützung für die östlichen Bündnis-
partner bereits ausgeweitet und wird das weiter tun. Für dieses wich- 
tige Signal danke ich der Bundesverteidigungsministerin. In Litauen,  
wo wir den Einsatzverband der Nato führen, haben wir unsere Truppe 
aufgestockt. Unseren Einsatz beim Air Policing in Rumänien haben 
wir verlängert und ausgeweitet. Wir wollen uns am Aufbau einer  
neuen Nato-Einheit in der Slowakei beteiligen. Unsere Marine hilft 
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mit zusätzlichen Schiffen bei der Sicherung von Nord- und Ostsee und 
im Mittelmeer. Und wir sind bereit, uns mit Luftabwehrraketen auch 
an der Verteidigung des Luftraumes unserer Alliierten in Osteuropa zu 
beteiligen.

Unsere Soldatinnen und Soldaten haben in den vergangenen Tagen oft 
nur wenig Zeit gehabt, sich auf diese Einsätze vorzubereiten. Ich sage  
ihnen, sicher auch in Ihrem Namen: Danke! Danke für ihren wichtigen 
Dienst gerade in diesen Tagen.

Angesichts der Zeitenwende, die Putins Aggression 
bedeutet, lautet unser Maßstab: Was für die Sicherung 
des Friedens in Europa gebraucht wird, das wird getan. 
Deutschland wird dazu seinen solidarischen Beitrag  
leisten. Das heute klar und unmissverständlich fest-
zuhalten, reicht aber nicht aus; denn dafür braucht die 
Bundeswehr neue, starke Fähigkeiten.

Und das ist mein viertes Anliegen. Wer Putins historisie-
rende Abhandlungen liest, wer seine öffentliche Kriegs-
erklärung an die Ukraine im Fernsehen gesehen hat oder wer – wie 
ich – kürzlich persönlich mit ihm stundenlang gesprochen hat, der 
kann keinen Zweifel mehr haben: Putin will ein russisches Imperium 
errichten. Er will die Verhältnisse in Europa nach seinen Vorstellungen 
grundlegend neu ordnen, und dabei schreckt er nicht zurück vor  
militärischer Gewalt. Das sehen wir heute in der Ukraine.

Wir müssen uns daher fragen: Welche Fähigkeiten besitzt Putins  
Russland, und welche Fähigkeiten brauchen wir, um dieser Bedrohung 
zu begegnen, heute und in der Zukunft?

Klar ist: Wir müssen deutlich mehr in die Sicherheit unseres Landes 
investieren, um auf diese Weise unsere Freiheit und unsere Demo- 
kratie zu schützen. Das ist eine große nationale Kraftanstrengung. Das 

„Was für die 
Sicherung des 

Friedens in Europa 
gebraucht wird, 
das wird getan.“
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Ziel ist eine leistungsfähige, hochmoderne, fortschrittliche Bundeswehr, 
die uns zuverlässig schützt. Ich habe bei der Münchner Sicherheits-
konferenz vor einer Woche gesagt: Wir brauchen Flugzeuge, die fliegen, 
Schiffe, die in See stechen, und Soldatinnen und Soldaten, die für ihre 
Einsätze optimal ausgerüstet sind. Darum geht es, und das ist ja wohl 
erreichbar für ein Land unserer Größe und unserer Bedeutung in Europa.

Aber machen wir uns nichts vor: Bessere Ausrüstung, modernes Ein-
satzgerät, mehr Personal – das kostet viel Geld. Wir werden dafür  
ein Sondervermögen Bundeswehr einrichten, und ich bin Bundes-
finanzminister Lindner sehr dankbar für seine Unterstützung dabei. 
Der Bundeshaushalt 2022 wird dieses Sondervermögen einmalig  
mit 100 Milliarden Euro ausstatten. Die Mittel werden wir für notwen-
dige Investitionen und Rüstungsvorhaben nutzen. Wir werden von 
nun an Jahr für Jahr mehr als zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
in unsere Verteidigung investieren.

Ich richte mich hier an alle Fraktionen des Deutschen Bundestages: 
Lassen Sie uns das Sondervermögen im Grundgesetz absichern.

Eines will ich hinzufügen: Wir streben dieses Ziel nicht nur an, weil  
wir bei unseren Freunden und Alliierten im Wort stehen, unsere  
Verteidigungsausgaben bis 2024 auf zwei Prozent unserer Wirt- 
schaftsleistung zu steigern. Wir tun dies auch für uns, für unsere  
eigene Sicherheit, wohl wissend, dass sich nicht alle Bedrohungen  
der Zukunft mit den Mitteln der Bundeswehr einhegen lassen.  
Deshalb brauchen wir eine starke Entwicklungszusammenarbeit.  
Deshalb werden wir unsere Resilienz stärken, technisch und gesell-
schaftlich, zum Beispiel gegen Cyberangriffe und Desinformations-
kampagnen, gegen Angriffe auf unsere kritische Infrastruktur und 
Kommunikationswege. Und wir werden technologisch auf der  
Höhe der Zeit bleiben.
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Darum ist es mir zum Beispiel so wichtig, dass wir die nächste Gene-
ration von Kampfflugzeugen und Panzern gemeinsam mit europä-
ischen Partnern und insbesondere Frankreich hier in Europa bauen. 
Diese Projekte haben oberste Priorität für uns. Bis die neuen Flug- 
zeuge einsatzbereit sind, werden wir den Eurofighter gemeinsam  
weiterentwickeln.

Gut ist auch, dass die Verträge zur Eurodrohne in dieser Woche endlich 
unterzeichnet werden konnten. Auch die Anschaffung der bewaff- 
neten Heron-Drohne aus Israel treiben wir voran.

Für die nukleare Teilhabe werden wir rechtzeitig einen modernen 
Ersatz für die veralteten Tornado-Jets beschaffen. Der Eurofighter soll 
zu Electronic Warfare befähigt werden. Das Kampfflugzeug F 35 kommt 
als Trägerflugzeug in Betracht.

Und schließlich werden wir mehr tun, um eine sichere  
Energieversorgung unseres Landes zu gewährleisten. 
Eine wichtige Maßnahme dazu hat die Bundesregierung 
bereits auf den Weg gebracht. Und wir werden umsteuern 
– umsteuern, um unsere Importabhängigkeit von einzel-
nen Energielieferanten zu überwinden. Die Ereignisse der 
letzten Tage und Wochen haben uns doch gezeigt: Eine 
verantwortungsvolle, vorausschauende Energiepolitik ist 
nicht nur entscheidend für unsere Wirtschaft und unser 
Klima, sondern entscheidend auch für unsere Sicherheit. 
Deshalb gilt: Je schneller wir den Ausbau erneuerbarer 
Energien vorantreiben, desto besser. Und wir sind auf dem 
richtigen Weg. Wir wollen als Industrieland bis 2045 CO2-
neutral werden.

Mit diesem Ziel vor Augen werden wir wichtige Entscheidungen 
treffen müssen, etwa eine Kohle- und Gasreserve aufzubauen. Wir 
haben beschlossen, die Speichermenge an Erdgas über sogenannte  
Long Term Options um zwei Milliarden Kubikmeter zu erhöhen. 

„Energiepolitik ist nicht 
nur entscheidend für 

unsere Wirtschaft und 
unser Klima, sondern 

entscheidend auch für 
unsere Sicherheit.“
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Zudem werden wir rückgekoppelt mit der EU zusätzliches Erdgas auf 
den Weltmärkten erwerben.

Schließlich haben wir die Entscheidung getroffen, zwei Flüssiggaster-
minals, LNG-Terminals, in Brunsbüttel und Wilhelmshaven schnell  
zu bauen. Bundeswirtschaftsminister Habeck möchte ich für seinen 
Einsatz dabei ganz ausdrücklich danken.

Das, was nun kurzfristig notwendig ist, lässt sich mit dem verbinden, 
was langfristig ohnehin gebraucht wird für den Erfolg der Transfor-
mation. Ein LNG-Terminal, in dem wir heute Gas ankommen lassen, 
kann morgen auch Grünen Wasserstoff aufnehmen.

Und natürlich behalten wir bei all dem die hohen Energiepreise im 
Blick. Putins Krieg hat sie zuletzt noch weiter steigen lassen. Deshalb 
haben wir in dieser Woche ein Entlastungspaket vereinbart: mit der 
Abschaffung der EEG-Umlage noch in diesem Jahr, einer Erhöhung 
der Pendlerpauschale, einem Heizkostenzuschuss für Geringverdiener, 
Zuschüssen für Familien und steuerlichen Entlastungen. Die Bundes-
regierung wird das schnell auf den Weg bringen. Unsere Botschaft ist 
klar: Wir lassen die Bürgerinnen und Bürger und die Unternehmen in 
dieser Lage nicht allein. 

Die Zeitenwende trifft nicht nur unser Land; sie trifft 
ganz Europa. Und auch darin stecken Herausforderung 
und Chance zugleich. Die Herausforderung besteht 
darin, die Souveränität der Europäischen Union nach-
haltig und dauerhaft zu stärken. Die Chance liegt darin, dass wir die 
Geschlossenheit wahren, die wir in den letzten Tagen unter Beweis 
gestellt haben, Stichwort „Sanktionspaket“. Für Deutschland und für 
alle anderen Mitgliedsländer der EU heißt das, nicht bloß zu fragen, 
was man für das eigene Land in Brüssel herausholen kann, sondern  
zu fragen: Was ist die beste Entscheidung für die Union? Europa ist 
unser Handlungsrahmen. Nur wenn wir das begreifen, werden wir vor 
den Herausforderungen unserer Zeit bestehen.

„Europa ist unser 
Handlungsrahmen.“
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Damit bin ich beim fünften und letzten Punkt. Putins Krieg bedeutet 
eine Zäsur, auch für unsere Außenpolitik. So viel Diplomatie wie möglich, 
ohne naiv zu sein, dieser Anspruch bleibt. Nicht naiv zu sein, das bedeu- 
tet aber auch, kein Reden um des Redens willen. Für echten Dialog 
braucht es die Bereitschaft dazu auf beiden Seiten. Daran mangelt es 
aufseiten Putins ganz offensichtlich, und das nicht erst in den letzten 
Tagen und Wochen.

Was heißt das für die Zukunft? Wir werden uns Gesprächen mit 
Russland nicht verweigern. Auch in dieser extremen Lage ist es die 
Aufgabe der Diplomatie, Gesprächskanäle offenzuhalten. Alles  
andere halte ich für unverantwortlich.

Wir wissen, wofür wir einstehen, auch angesichts unserer 
eigenen Geschichte. Wir stehen ein für den Frieden in 
Europa. Wir werden uns nie abfinden mit Gewalt als Mittel 
der Politik. Wir werden uns immer starkmachen für  
die friedliche Lösung von Konflikten. Und wir werden 
nicht ruhen, bis der Frieden in Europa gesichert ist. Dabei 
stehen wir nicht allein, sondern zusammen mit unseren 
Freunden und Partnern in Europa und weltweit. Unsere 
größte Stärke sind unsere Bündnisse und Allianzen. Ihnen 
verdanken wir das große Glück, das unser Land seit über  
30 Jahren genießt: in einem vereinten Land zu leben, in 
Wohlstand und Frieden mit unseren Nachbarn.

Wenn wir wollen, dass diese letzten 30 Jahre keine histori-
sche Ausnahme bleiben, dann müssen wir alles tun für den 

Zusammenhalt der Europäischen Union, für die Stärke der Nato, für 
noch engere Beziehungen zu unseren Freunden, Partnern und Gleich-
gesinnten weltweit. Ich bin voller Zuversicht, dass uns das gelingt. 
Denn selten waren wir und unsere Partner so entschlossen und so 
geschlossen.

„Was von einem breiten 
gesellschaftlichen und 

politischen Konsens 
getragen wird, das 

hat Bestand, auch in 
dieser Zeitenwende und 

darüber hinaus.“
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Uns eint in diesen Tagen: Wir wissen um die Stärke freier Demo-
kratien. Wir wissen: Was von einem breiten gesellschaftlichen und 
politischen Konsens getragen wird, das hat Bestand, auch in dieser 
Zeitenwende und darüber hinaus. Deshalb danke ich Ihnen und  
allen Fraktionen dieses Hauses, die den russischen Überfall auf die  
Ukraine entschieden als das verurteilt haben, was er ist: ein durch 
nichts zu rechtfertigender Angriff auf ein unabhängiges Land, auf  
die Friedensordnung in Europa und in der Welt. Der heutige Ent-
schließungsantrag bringt das klar zum Ausdruck.

Ich danke allen, die in diesen Tagen Zeichen setzen gegen Putins Krieg 
und die sich hier in Berlin und anderswo zu friedlichen Kundgebun-
gen versammeln. Und ich danke allen, die in diesen Zeiten mit uns ein-
stehen für ein freies und offenes, gerechtes und friedliches Europa.  
Wir werden es verteidigen.
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Sehr geehrte Frau Rektorin Professor Králíčková, 
verehrte Damen und Herren Prorektoren und  
Mitglieder der Fakultäten, 
sehr geehrter Herr Minister Bek, 
Exzellenzen, 
liebe Studentinnen und Studenten, 
meine Damen und Herren!

Herzlichen Dank für die freundliche Einladung! Es ist mir eine große 
Ehre, an diesem historischen Ort – quasi unter den Augen des Grün-
ders dieser altehrwürdigen Institution – zu Ihnen über die Zukunft 
sprechen zu können, über unsere Zukunft, die sich für mich mit 
einem Wort verbindet: Europa.

Es gibt wohl keinen geeigneteren Ort dafür als die Stadt Prag,  
als diese Universität mit ihrem fast 700-jährigen Erbe.  
„Ad fontes“, zu den Quellen, so lautete der Ruf der großen Humanisten 
der euro päischen Renaissance. Wer sich zu den Quellen Europas  

Rede von Bundeskanzler 
Olaf Scholz an der  
Karls-Universität am  
29. August 2022 in Prag
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aufmacht, dessen Weg führt unweigerlich hierher, in diese Stadt, deren 
Erbe und Gestalt so europäisch sind wie die kaum einer anderen  
Stadt unseres Kontinents. Jedem amerikanischen oder chinesischen 
Touristen, der über die Karlsbrücke hinauf zum Hradschin läuft, ist 
das sofort klar. Deshalb sind sie ja hier, weil sie in dieser Stadt, zwischen 
ihren mittelalterlichen Burgen und Brücken, katholischen, protes-
tantischen und jüdischen Gebetshäusern und Friedhöfen, gotischen 
Kathedralen und Art-Nouveau-Palais, Glashochhäusern und Fach-
werkgässchen und im Sprachgewirr der Altstadt das finden, was 
Europa für sie so ausmacht: allergrößte Vielfalt auf engstem Raum.

Wenn Prag also Europa im Kleinen ist, dann ist die Karlsuniversität 
so etwas wie die Chronistin unserer an Licht und Schatten so reichen 
europäischen Geschichte. Ob ihr Gründer, Kaiser Karl IV., sich selbst  
als Europäer verstand, vermag ich nicht zu sagen. Seine Biografie legt 
das nahe: geboren mit dem alten böhmischen Vornamen „Václav“,  
ausgebildet in Bologna und Paris, Sohn eines Herrschers aus dem 
Hause Luxemburg und einer Habsburgerin, deutscher Kaiser, König 
von Böhmen und von Italien. Dass an „seiner“ Universität ganz selbst-
verständlich Böhmen, Polen, Bayern und Sachsen neben Studenten  
aus Frankreich, Italien und England ihr Studium generale absolvier-
ten, erscheint da nur folgerichtig.

Aber weil diese Universität in Europa liegt, hat sie auch die Tiefpunkte 
europäischer Geschichte durchlitten: religiösen Eifer, die Teilung ent-
lang sprachlicher und kultureller Grenzen, die ideologische Gleich-
schaltung während der Diktaturen des 20. Jahrhunderts. Deutsche 
schrieben das dunkelste Kapitel: die Schließung der Universität durch 
die nationalsozialistischen Besatzer, die Erschießung protestierender 
Studierender, die Verschleppung und Ermordung Tausender Uni- 
versitätsangehöriger in deutschen Konzentrationslagern. Diese  
Verbrechen schmerzen und beschämen uns Deutsche bis heute. Das 
auszusprechen, auch deshalb bin ich hier, zumal wir oft vergessen, 
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dass Unfreiheit, Leid und Diktatur für viele Bürgerinnen und Bürger 
Mitteleuropas mit der deutschen Besatzung und den Zerstörungen des 
Zweiten Weltkriegs nicht endeten.

Einer der zahlreichen großen Geister, die diese Universität hervorge-
bracht hat, hat uns daran bereits zu Zeiten des Kalten Kriegs erinnert. 
1983 beschreibt Milan Kundera die „Tragödie Mitteleuropas“, nämlich 
wie Polen, Tschechen, Slowaken, Balten, Ungarn, Rumänen, Bulgaren 
und Jugoslawen nach dem Zweiten Weltkrieg „erwachten (…) und fest-
stellten, dass sie sich im Osten befanden“, dass sie „von der Karte des 
Westens verschwunden“ waren. Auch mit diesem Erbe setzen wir uns 
auseinander – gerade auch diejenigen von uns, die sich auf der west-
lichen Seite des Eisernen Vorhangs befanden, nicht nur, weil dieses Erbe 
ein Teil der europäischen Geschichte und damit unserer gemeinsamen 
Geschichte als Europäerinnen und Europäer ist, sondern auch, weil  
die Erfahrung der Bürgerinnen und Bürger Mittel- und Osteuropas – 
das Gefühl, hinter einem Eisernen Vorhang vergessen 
und aufgegeben worden zu sein – bis heute nachwirkt, 
übrigens auch in den Debatten über unsere Zukunft, 
über Europa.

In diesen Tagen stellt sich erneut die Frage, wo künftig 
die Trennlinie verläuft zwischen diesem freien Europa 
und einer neoimperialen Autokratie. Von einer Zeiten-
wende habe ich nach dem russischen Überfall auf die 
Ukraine im Februar gesprochen. Putins Russland will mit 
Gewalt neue Grenzen ziehen – etwas, das wir in Europa 
nie wieder erleben wollten. Der brutale Überfall auf die 
Ukraine ist somit auch ein Angriff auf die europäische Sicherheitsord-
nung. Dem stellen wir uns mit aller Entschlossenheit entgegen. Dafür 
brauchen wir eigene Stärke – als Einzelstaaten, im Verbund mit unseren 
transatlantischen Partnern, aber eben auch als Europäische Union (EU).

„Der brutale Überfall 
auf die Ukraine ist 

somit auch ein Angriff 
auf die europäische 

Sicherheitsordnung.“
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Geboren wurde dieses vereinte Europa als ein nach innen gerichtetes 
Friedensprojekt. Nie wieder Krieg zwischen seinen Mitgliedstaaten,  
so lautete das Ziel. Heute ist es an uns, dieses Friedensversprechen 
weiterzuentwickeln, indem wir die Europäische Union in die Lage ver-
setzen, ihre Sicherheit, ihre Unabhängigkeit und ihre Stabilität auch 
gegenüber Herausforderungen von außen zu sichern. Das ist die neue 
Friedensaufgabe Europas. Das ist es, was wohl die meisten Bürgerinnen 
und Bürger von Europa erwarten, und zwar im Westen wie im Osten 
unseres Kontinents.

Es ist daher eine glückliche Fügung, dass in diesen Zeiten 
mit der Tschechischen Republik ein Land die EU-Ratsprä-
sidentschaft innehat, das die Bedeutung dieser Aufgabe 
schon lange erkannt hat und Europa in die richtige Rich-
tung leitet. Tschechien hat dafür die volle Unterstützung 
Deutschlands, und ich freue mich auf die gemeinsame 
Arbeit mit Ministerpräsident Fiala, um die richtigen  
europäischen Antworten auf die Zeitenwende zu geben.

Die erste davon lautet: Wir nehmen Russlands Angriff  
auf den Frieden in Europa nicht hin. Wir sehen nicht ein-
fach zu, wie Frauen, Männer und Kinder umgebracht,  
wie freie Länder von der Landkarte getilgt werden und 
hinter Mauern oder eisernen Vorhängen verschwinden. 
Wir wollen nicht zurück ins 19. oder 20. Jahrhundert,  
mit seinen Eroberungskriegen und seinen totalitären 
Exzessen.

Unser Europa ist in Frieden und Freiheit geeint, offen für alle euro-
päischen Nationen, die unsere Werte teilen. Vor allem aber ist es die 
gelebte Absage an Imperialismus und Autokratie. Die Europäische  
Union funktioniert nicht durch Über- und Unterordnung, sondern 
durch die Anerkennung von Verschiedenheit, durch Augenhöhe  
zwischen ihren Mitgliedern, durch Pluralität und den Ausgleich unter-
schiedlicher Interessen.

„Unser Europa  
ist in Frieden und 

Freiheit geeint, 
offen für alle euro-
päischen Nationen, 

die unsere Werte 
teilen.“
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Putin ist genau dieses vereinte Europa ein Dorn im Auge, weil es nicht 
in seine Weltsicht passt, in der sich kleinere Länder einer Handvoll 
europäischer Großmächte zu fügen haben. Umso wichtiger ist, dass 
wir unsere Idee von Europa gemeinsam verteidigen. Daher unterstützen  
wir die angegriffene Ukraine: wirtschaftlich, finanziell, politisch, 
humanitär und auch militärisch. Hier hat Deutschland in den letzten 
Monaten grundlegend umgesteuert. Wir werden diese Unterstützung 
aufrechterhalten, verlässlich und so lange wie nötig.

Das gilt für den Wiederaufbau des zerstörten Landes, der eine Kraft­
anstrengung für Generationen wird. Das erfordert internationale 
Abstimmung und eine kluge, belastbare Strategie. Darum wird es bei 
einer Expertenkonferenz gehen, zu der Kommissionspräsidentin  
von der Leyen und ich die Ukraine und ihre Partner aus aller Welt am  
25. Oktober nach Berlin einladen.

In den nächsten Wochen und Monaten erhält die Ukraine von uns 
zudem neue, hochmoderne Waffen, Luftverteidigungs­ und Radar­
systeme etwa oder Aufklärungsdrohnen. Allein unser letztes Paket an 
Waffenlieferungen hat einen Wert von mehr als 600 Millionen Euro. 
Unser Ziel sind moderne ukrainische Streitkräfte, die ihr Land dauer­
haft verteidigen können.

Dafür dürfen wir alle aber nicht nur das an Kiew liefern, worauf wir 
selbst gerade verzichten können. Auch hier brauchen wir mehr Pla­
nung und Koordination. Gemeinsam mit den Niederlanden haben 
wir deshalb eine Initiative gestartet, die auf eine dauerhafte und ver­
lässliche Arbeitsteilung zwischen allen Partnern der Ukraine abzielt. 
Ich kann mir zum Beispiel vorstellen, dass Deutschland besondere 
Verantwortung beim Aufbau der ukrainischen Artillerie und Luft­
verteidigung übernimmt. Auf solch ein System der koordinierten 
Unterstützung sollten wir uns schnell verständigen und damit unser 
Bekenntnis zu einer freien, unabhängigen Ukraine auf Dauer unter­
mauern, so wie wir es beim Europäischen Rat im Juni getan haben,  
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als wir geschlossen „Ja“ gesagt haben. Ja, die Ukraine, die Republik 
Moldau, perspektivisch auch Georgien und natürlich die sechs Staaten 
des westlichen Balkans gehören zu uns, zum freien, demokratischen 
Teil Europas. Ihr EU­Beitritt liegt in unserem Interesse.

Ich könnte das demografisch oder wirtschaftlich begründen oder, 
ganz im Sinne Milan Kunderas, kulturell, ethisch und moralisch. 
Alle diese Gründe tragen. Was aber heute klarer denn je hinzutritt, 
ist die geopolitische Dimension dieser Entscheidung. Realpolitik im 
21. Jahrhundert heißt nicht, Werte hintenanzustellen und Partner 
zu opfern zugunsten fauler Kompromisse. Realpolitik muss heißen, 
Freunde und Wertepartner einzubinden, sie zu unterstützen, um im 
globalen Wettbewerb durch Zusammenarbeit stärker zu sein.

So verstehe ich übrigens auch Emmanuel Macrons Vorschlag einer 
europäischen politischen Gemeinschaft. Natürlich haben wir den 
Europarat, die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in  
Europa (OSZE), die Organisation für wirtschaftliche Zusammen­
arbeit und Entwicklung (OECD), die östliche Partnerschaft, den  
Europäischen Wirtschaftsraum und die Nato. All das sind wichtige Foren, 
in denen wir Europäer auch über die Grenzen der EU hinaus eng 
zusammenarbeiten. Was aber fehlt, ist ein regelmäßiger Austausch auf 
politischer Ebene, ein Forum, in dem wir Staats­ und Regierungs­
chefinnen und ­chefs der EU und unsere europäischen Partner ein­ 
oder zweimal jährlich die zentralen Themen besprechen, die unseren 
Kontinent als Ganzes betreffen: Sicherheit, Energie, Klima oder  
Konnektivität.

Solch ein Zusammenschluss – das ist mir ganz wichtig – ist keine 
Alternative zur anstehenden EU­Erweiterung; denn wir stehen bei 
unseren Beitrittskandidaten im Wort – bei den Ländern des west­
lichen Balkans sogar schon seit fast 20 Jahren –, und diesen Worten 
müssen jetzt endlich Taten folgen.
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Zu Recht haben viele in den vergangenen Jahren nach einer stärkeren, 
souveräneren, geopolitischen Europäischen Union gerufen, nach  
einer Union, die ihren Platz in der Geschichte und Geografie des Kon­ 
tinents kennt und stark und geschlossen in der Welt handelt. Die  
historischen Entscheidungen der vergangenen Monate haben uns  
diesem Ziel nähergebracht. Mit bisher nie da gewesener Entschlos­
senheit und Geschwindigkeit haben wir einschneidende Sanktionen 
gegen Putins Russland verhängt. Ohne die früher üblichen Kontro­ 
versen haben wir Millionen Frauen, Männer und Kinder aus der  
Ukraine aufgenommen, die bei uns Schutz suchen. Gerade die Tsche­
chische Republik und andere Staaten Mitteleuropas haben ihr weites 

Herz und große Solidarität bewiesen. Dafür gebührt Ihnen 
mein allergrößter Respekt.

Auch an anderer Stelle haben wir das Wort Solidarität neu 
mit Leben gefüllt. Wir arbeiten enger zusammen bei der 
Energieversorgung. Erst vor wenigen Wochen haben wir 
europäische Einsparziele beim Gasverbrauch beschlossen. 
Beides ist mit Blick auf den kommenden Winter essenziell, 
und gerade Deutschland ist für diese Solidarität sehr  
dankbar.

Sie alle wissen, mit welcher Entschlossenheit Deutschland 
dabei ist, seine Abhängigkeit von russischen Energieliefe­
rungen zu verringern. Wir bauen alternative Kapazitäten 
zur Einfuhr von Flüssiggas oder Erdöl auf, und wir tun dies 
solidarisch, indem wir auch den Bedarf von Binnenländern 
wie der Tschechischen Republik mit bedenken. Das habe 
ich Ministerpräsident Fiala bei seinem Besuch im Mai in 
Berlin zugesagt, und diese Solidarität werden wir sicher 
auch bei unserem Treffen heute noch einmal bekräftigen.

Denn der Druck zur Veränderung auf uns Europäerinnen und Euro­
päer wird wachsen, auch unabhängig von Russlands Krieg und seinen 

„ … der Druck zur 
Veränderung 

auf uns 
Europäerinnen 
und Europäer 
wird wachsen, 

auch unabhängig 
von Russlands 

Krieg und  
seinen Folgen.“ 
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Folgen. In einer Welt mit acht – künftig wohl mit zehn – Milliarden 
Menschen ist jeder einzelne unserer europäischen Nationalstaaten für 
sich genommen viel zu klein, um allein seine Interessen und Werte 
durchzusetzen. Umso wichtiger ist es für uns, eine geschlossen han­
delnde Europäische Union zu schaffen.

Umso wichtiger sind starke Partner, allen voran die Ver­
einigten Staaten. Dass heute mit Präsident Biden ein 
überzeugter Transatlantiker im Weißen Haus sitzt, ist ein 
Glück für uns alle. Welch unverzichtbaren Wert die 
transatlantische Partnerschaft hat, das haben wir in den 
vergangenen Monaten erlebt. Die Nato steht heute 
geschlossener denn je da, politische Entscheidungen 
treffen wir im transatlantischen Schulterschluss.  
Doch bei allem, was gerade Präsident Biden für unsere 
Partnerschaft getan hat, wissen wir zugleich, dass sich  
der Blick Washingtons stärker auch auf den Wettbewerb 
mit China und auf den asiatisch­pazifischen Raum  
richtet. Das wird für künftige amerikanische Regierungen 
ebenso gelten, vielleicht sogar noch mehr.

In einer multipolaren Welt, und das ist die Welt des 21. Jahrhunderts, 
reicht es daher nicht, nur bestehende Partnerschaften zu pflegen, so 
wertvoll sie sind. Wir werden in neue Partnerschaften investieren –  
in Asien, Afrika und Lateinamerika. Politische und wirtschaftliche Diver­
sifizierung, das ist übrigens auch ein Teil der Antwort auf die Frage, 
wie wir mit der Weltmacht China umgehen und den Dreiklang vom 
„Partner, Wettbewerber und Rivalen“ einlösen.

Der andere Teil dieser Antwort lautet: Wir müssen das Gewicht des 
geeinten Europas noch viel stärker zur Geltung bringen. Zusammen 
haben wir allerbeste Chancen, das 21. Jahrhundert in unserem, im 
europäischen Sinn mitzuprägen und zu gestalten – als Europäische 
Union aus 27, 30 oder 36 Staaten mit dann mehr als 500 Millionen 

„Wir müssen  
das Gewicht  
des geeinten 

Europas noch 
viel stärker 
zur Geltung 

bringen.“
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freien und gleichberechtigten Bürgerinnen und Bürgern, mit dem 
größten Binnenmarkt der Welt, mit führenden Forschungsein ­ 
 richtungen, Innovationen und innovativen Unternehmen, mit stabilen 
Demokratien, mit einer sozialen Versorgung und einer öffent lichen 
Infrastruktur, die auf der Welt ihresgleichen suchen. Das ist der 
Anspruch, den ich mit einem geopolitischen Europa verbinde.

Die Erfahrung der vergangenen Monate zeigt doch: Blockaden lassen 
sich überwinden. Europäische Regeln lassen sich ändern – wenn nötig, 
auch im Eiltempo. Selbst die europäischen Verträge sind nicht in Stein 
gemeißelt. Wenn wir gemeinsam zu dem Schluss kommen, dass die 
Verträge angepasst werden müssen, damit Europa vorankommt, dann 
sollten wir das tun.

Abstrakte Diskussionen darüber führen uns aber nicht wei­
ter. Wichtig ist vielmehr, dass wir uns angucken, was geän­
dert werden muss, und dann konkret entscheiden, wie wir 
das angehen. „Form follows function“: Dieser Anspruch 
moderner Architektur gehört als Grundsatz dringend auch 
in die europäische Politik.

Dass Deutschland dazu Vorschläge liefern und sich dafür 
auch selbst bewegen muss, liegt für mich auf der Hand. 
Auch deshalb bin ich also hier, in der Hauptstadt der EU­
Ratspräsidentschaft, um Ihnen und unseren Freunden  
in Europa einige meiner Ideen zur Zukunft unserer Union 
vorzustellen. Ideen sind das, wohlgemerkt, Angebote, 
Denkanstöße – keine fertigen deutschen Lösungen.

Deutschlands Verantwortung für Europa liegt für mich darin, dass 
wir zusammen mit unseren Nachbarn Lösungen erarbeiten und dann 
gemeinsam entscheiden. Ich will keine EU der exklusiven Clubs oder 
Direktorien, sondern eine EU gleichberechtigter Mitglieder.

„Deutschlands 
Verantwortung für 

Europa liegt für 
mich darin, dass 

wir zusammen mit 
unseren Nachbarn 

Lösungen erarbeiten.“
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Ich füge ganz ausdrücklich hinzu: Dass die EU weiter in Richtung 
Osten wächst, ist für uns alle ein Gewinn. Deutschland als Land in der 
Mitte des Kontinents wird alles dafür tun, Ost und West, Nord und 
Süd in Europa zusammenzuführen.

In diesem Sinne bitte ich Sie auch die folgenden vier Überlegungen  
zu verstehen.

Erstens: Ich setze mich ein für die Erweiterung der Europäischen 
Union um die Staaten des Westbalkans, um die Ukraine, um Moldau 
und perspektivisch auch um Georgien.

Eine Europäische Union mit 30 oder 36 Staaten aber wird anders aus­
sehen als unsere heutige Union. Das liegt auf der Hand. Europas Mitte 
bewegt sich ostwärts, könnte man angelehnt an den Historiker Karl 
Schlögel sagen. In dieser erweiterten Union werden die Unterschiede 
zwischen den Mitgliedstaaten zunehmen, was die politischen Inte­
ressen, die Wirtschaftskraft oder die Sozialsysteme angeht. Die Ukraine 
ist nicht Luxemburg, und Portugal blickt anders auf die Herausfor­
derungen der Welt als Nordmazedonien.

Zuallererst sind die Kandidatenländer gefordert, die Kriterien für den 
Beitritt zu erfüllen. Dabei werden wir sie bestmöglich unterstützen. 
Doch auch die EU selbst müssen wir fit machen für diese große Erwei­
terung. Das wird Zeit brauchen, und deshalb müssen wir jetzt damit 
anfangen. Auch bei bisherigen Erweiterungsrunden sind Reformen in 
den Beitrittsländern übrigens Hand in Hand gegangen mit instituti­
onellen Reformen innerhalb der Europäischen Union. So wird es auch 
dieses Mal sein.

Wir können dieser Debatte nicht aus dem Weg gehen – jedenfalls 
dann nicht, wenn wir es ernst meinen mit der Beitrittsperspektive. 
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Und wir müssen unsere Beitrittsversprechen ernst meinen. Denn nur 
so erreichen wir Stabilität auf unserem Kontinent. Also lassen Sie uns 
über Reformen reden.

Im Rat der EU, auf der Ebene der Ministerinnen und Minis­
ter, ist schnelles und pragmatisches Handeln gefragt.  
Das muss auch in Zukunft gesichert sein. Dort, wo heute 
Einstimmigkeit erforderlich ist, wächst aber mit jedem 
weiteren Mitgliedstaat auch das Risiko, dass ein einzelnes 
Land mit seinem Veto alle anderen am Vorankommen 
hindert. Wer anderes glaubt, der verleugnet die europäi­
sche Realität.

Ich habe deshalb vorgeschlagen, in der gemeinsamen 
Außenpolitik, aber auch in anderen Bereichen wie der 
Steuerpolitik, schrittweise zu Mehrheitsentscheidungen 
überzugehen – wohl wissend, dass dies auch Auswir­
kungen für Deutschland hätte. Wir müssen uns darüber 
im Klaren sein: Ein Festhalten am Prinzip der Einstim­
migkeit funktioniert nur, solange der Handlungsdruck 
gering ist. Spätestens angesichts der Zeitenwende aber  
ist das nicht mehr der Fall.

Die Alternative zu Mehrheitsentscheidungen wäre im Übrigen nicht 
das Festhalten am Status quo, sondern ein Vorangehen in immer 
unterschiedlicheren Gruppen, ein Dschungel verschiedener Regeln 
und schwer handhabbarer Opt­ins und Opt­outs. Das wäre keine  
differenzierte Integration, sondern es wäre ein unübersichtlicher Wild­
wuchs und eine Einladung an alle, die gegen ein geeintes geopoliti­
sches Europa wetten und uns gegeneinander ausspielen wollen. Das 
möchte ich nicht!

Mein Werben für Mehrheitsentscheidungen ist gelegentlich kritisiert 
worden, und ich kann die Sorgen gerade der kleineren Mitgliedstaaten 
gut nachvollziehen. Auch in Zukunft muss jedes Land mit seinen 

„Ein Festhalten 
am Prinzip der 
Einstimmigkeit 

funktioniert 
nur, solange der 

Handlungsdruck 
gering ist. Spätestens 

angesichts der 
Zeitenwende aber ist  

das nicht mehr der Fall.“
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Anliegen Gehör finden – alles andere wäre ein Verrat an der euro­
päischen Idee. Und weil ich diese Sorgen sehr ernst nehme, sage ich:  
Lassen Sie uns gemeinsam nach Kompromissen suchen! 

Ich könnte mir zum Beispiel vorstellen, zunächst in den Bereichen mit 
Mehrheitsentscheidungen zu beginnen, in denen es ganz besonders 
darauf ankommt, dass wir mit einer Stimme sprechen – in der Sanktions­
politik zum Beispiel oder in Fragen der Menschenrechte. Außerdem 
werbe ich für den Mut zur konstruktiven Enthaltung. Hier sehe ich 
uns Deutsche und alle anderen in der Pflicht, die von Mehrheitsent­
scheidungen überzeugt sind. Wenn möglichst viele dieser Idee folgen, 
kommen wir einem weltpolitikfähigen, geopolitischen Europa deut­
lich näher.

Auch das Europäische Parlament wird an Reformen nicht vorbeikom­
men. In den Verträgen ist aus gutem Grund eine Höchstzahl von 751 
Abgeordneten vorgesehen. Diese Zahl aber werden wir überschreiten, 
wenn neue Länder beitreten – zumindest dann, wenn wir das Parla­
ment einfach um die Sitze erweitern, die den neuen Mitgliedsländern 
nach den bisherigen Regeln zustünden. Wenn wir das Europäische 
Parlament nicht aufblähen wollen, dann brauchen wir also eine neue 
Balance, was seine Zusammensetzung angeht, und zwar unter Beach­
tung auch des demokratischen Prinzips, wonach jede Wählerstimme 
in etwa das gleiche Gewicht haben sollte.

Um die richtige Balance zwischen Repräsentanz und Funktionsfähig­
keit geht es schließlich auch bei der Europäischen Kommission. Eine 
Kommission mit 30 oder 36 Kommissaren stößt an die Grenzen ihrer 
Arbeitsfähigkeit. Wenn wir zudem daran festhalten, dass jede Kom­
missarin und jeder Kommissar einen eigenen Politikbereich verant­
wortet, dann führt das – um an einen weiteren großen Sohn dieser 
Stadt zu erinnern – zu kafkaesken Verhältnissen.
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Ich weiß zugleich, wie viel Wert alle Mitgliedstaaten darauf legen, mit 
„ihrem“ Kommissar oder „ihrer“ Kommissarin in Brüssel vertreten zu 
sein. Das ist auch wichtig, denn es zeigt: In Brüssel sitzen alle mit am 
Tisch. Alle entscheiden gemeinsam. Deshalb will ich an dem Grund­
satz „Eine Kommissarin oder ein Kommissar pro Land“ nicht rütteln. 
Aber was spricht dagegen, dass zwei Kommissionsmitglieder gemein­
sam für eine Generaldirektion zuständig sind? Das funktioniert nicht 
nur in Entscheidungsgremien von Unternehmen weltweit Tag für  
Tag. Auch in den Regierungen einiger Mitgliedstaaten gibt es solche  
Lösungen, sowohl in der Vertretung nach außen als auch bei der  
internen Zuständigkeitsverteilung.

Suchen wir also nach solchen Kompromissen – für ein  
funktionierendes Europa!

Der zweite Gedanke, den ich mit Ihnen teilen möchte, hängt mit einem 
Begriff zusammen, über den wir in den vergangenen Jahren oft disku­
tiert haben: europäische Souveränität.

Mir geht es dabei nicht um Semantik. Im Kern bedeutet europäische 
Souveränität doch, dass wir auf allen Feldern eigenständiger werden, 
dass wir mehr Verantwortung übernehmen für unsere eigene Sicher­
heit, dass wir noch enger zusammenarbeiten und zusammenstehen, 
um unsere Werte und Interessen weltweit durchzusetzen.

Nicht nur Russlands Angriff auf die europäische Friedensordnung 
zwingt uns dazu. Ich habe die Abhängigkeiten schon erwähnt, in die 
wir uns begeben haben. Die russischen Energieimporte sind ein 
besonders augenfälliges Beispiel dafür, aber keineswegs das einzige. 
Nehmen wir etwa die Engpässe bei der Lieferung von Halbleitern: 
Solch einseitige Abhängigkeiten müssen wir schnellstmöglich beenden!
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Europa verdankt seinen Wohlstand dem Handel. Dieses Feld dürfen wir 
nicht anderen überlassen. Deshalb brauchen wir auch weitere nach­
haltige Freihandelsabkommen und eine ambitionierte Handelsagenda.

Wenn wir über die Versorgung mit Rohstoffen oder sel­
tenen Erden reden, dann denken wir vor allem an die 
Herkunftsländer weit weg von Europa. Eines wird dabei 
aber oft übersehen: Ein Großteil des Lithiums, Kobalts, 
Magnesiums oder Nickels, auf das unsere Betriebe so 
dringend angewiesen sind, ist längst hier bei uns in Eu­
ropa. In jedem Handy, in jeder Autobatterie stecken wert­
volle Rohstoffe. Wenn wir also über wirtschaftliche 
Souveränität reden, dann sollten wir auch darüber reden, 
dieses Potenzial noch viel stärker zu nutzen. Die Techno­
logien dafür sind heute schon da. Was wir brauchen, sind 
gemeinsame Standards für den Einstieg in eine echte  
europäische Kreislaufwirtschaft – ich nenne es: ein strate­
gisches Update unseres Binnenmarkts.

Wirtschaftliche Unabhängigkeit heißt nicht Autarkie. Das kann nicht 
das Ziel Europas sein, das immer von offenen Märkten und Handel 
profitiert hat und weiterhin profitiert. Aber auch wir brauchen einen 
„game plan“, so etwas wie eine Strategie „Made in Europe 2030“.

Für mich heißt das: Dort, wo Europa, verglichen mit dem Silicon  
Valley, Shenzhen, Singapur oder Tokio, zurückliegt, wollen wir uns  
an die Spitze zurückkämpfen.

Bei den für unsere Industrie so wichtigen Chips und Halbleitern sind wir  
dank einer echten europäischen Kraftanstrengung schon vorangekom­
men. Erst vor Kurzem hat zum Beispiel Intel Milliardeninvestitionen in  
Frankreich, Polen, Deutschland, Irland, Italien und Spanien angekün­
digt – ein Riesenschritt hin zu einer neuen Generation von „Microchips  
Made in Europe“. Und das ist erst der Anfang: Mit Unternehmen wie 

„Europa 
verdankt seinen 
Wohlstand dem 
Handel. Dieses 

Feld dürfen wir 
nicht anderen 

überlassen.“
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Infineon, Bosch, NXP oder GlobalFoundries arbeiten wir an Projekten, 
die Europa technologisch an die Weltspitze führen.

Denn unser Anspruch wird sich nicht darauf beschränken, in Europa 
nur Dinge herzustellen, die auch anderswo produziert werden kön­
nen. Ich möchte ein Europa, das Vorreiter ist bei wichtigen Schlüssel­
technologien.

Nehmen wir die Mobilität der Zukunft. Daten werden dabei die ent­
scheidende Rolle spielen – für das autonome Fahren, bei der Vernet­
zung unterschiedlicher Transportmittel oder bei der intelligenten 
Steuerung von Verkehrsströmen. Deshalb brauchen wir so schnell wie 
möglich einen einheitlichen, grenzüberschreitenden europäischen 
Raum für Mobilitätsdaten. Mit dem Mobility Data Space haben wir in 
Deutschland einen Anfang gemacht. Verknüpfen wir ihn mit ganz 
Europa! Er ist offen für alle, die etwas bewegen wollen. So können  
wir weltweit zum Vorreiter werden.

Wenn wir über Digitalisierung sprechen, müssen wir groß denken – 
und auch den Weltraum einbeziehen, denn Souveränität hängt im 
Digitalzeitalter von Fähigkeiten im Weltraum ab. Ein unabhängiger 
Zugang zum All, moderne Satelliten und Megakonstellationen: Das ist 
nicht nur für unsere Sicherheit entscheidend, sondern auch für den 
Umweltschutz, die Landwirtschaft und nicht zuletzt für die Digitali­
sierung, Stichwort: europaweites Breitbandinternet.

Kommerzielle Akteure und Start­ups spielen dabei eine immer größere 
Rolle – das erleben wir in den USA. Für eine starke, wettbewerbsfähige 
europäische Raumfahrt müssen auch wir deshalb neben den etablierten 
Playern auch solche innovativen Unternehmen fördern. Denn nur so 
haben wir eine Chance, dass das nächste Unternehmen wie SpaceX aus 
Europa kommt.
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Nicht zuletzt birgt auch unser großes Ziel, als Europäische Union bis 
2050 klimaneutral zu werden, eine riesige Chance: nämlich auf diesem 
für die Zukunft der Menschheit entscheidenden Feld „first mover“ 
zu sein. Und zwar indem wir hier, bei uns in Europa, die 
Technologien entwickeln und zur Marktreife führen, die 
weltweit gebraucht und eingesetzt werden.

Ich denke im Bereich Strom an den Aufbau der Netz­ und  
Speicherinfrastruktur für einen echten Energiebinnen­
markt, der Europa mit Wasserkraft aus dem Norden, Wind  
von den Küsten und Sonnen   en ergie aus dem Süden ver­
sorgt – verlässlich, im Sommer wie im Winter. Ich denke 
an ein europäisches Wasserstoff­Netz, das Erzeuger und 
Verbraucher verbindet und einen europäischen Elektrolyse­ 
Boom auslöst. Denn nur mit Wasserstoff wird die Indus­
trie klimaneutral. Ich denke an ein möglichst engmaschiges Netz an 
Elektroladesäulen in jedem unserer Länder – für Elektroautos, aber auch  
für LKWs. Und ich denke an Investitionen in neue klimaneutrale Kraft­
stoffe für den Flugverkehr und in die dafür nötige Infrastruktur, zum 
Beispiel an den Flughäfen – damit das Ziel klimaneutraler Luftfahrt 
kein Traum bleibt, sondern Wirklichkeit wird, und zwar ausgehend von 
Europa.

Diese ökologische und digitale Transformation unserer Wirtschaft wird 
erhebliche private Investitionen erfordern. Die Basis dafür sind ein 
starker und liquider EU­Kapitalmarkt und ein stabiles Finanzsystem. 
Die Kapitalmarkt­ und die Bankenunion sind deshalb zentral für 
unseren zukünftigen Wohlstand. Das alles sind Schritte hin zu euro­
päischer Souveränität.

Lassen Sie mich noch einen weiteren Punkt herausgreifen, weil er 
beim Thema Souveränität und mit Blick auf den Krieg im Osten  
Europas eine entscheidende Rolle spielt: Wir brauchen in Europa ein 
besseres Zusammenspiel unserer Verteidigungsanstrengungen.

„… unser großes 
Ziel, als Europäische 

Union bis 2050 
klimaneutral zu 

werden …“



40

Verglichen mit den USA gibt es in der EU ein Vielfaches an unter­
schiedlichen Waffensystemen. Das ist ineffizient, denn so müssen 
unsere Soldatinnen und Soldaten an vielen verschiedenen Systemen 
trainieren, und auch die Wartung und Instandsetzung ist teurer und  
aufwändiger.

Auf das zurückliegende unkoordinierte Schrumpfen europäischer 
Armeen und Verteidigungsbudgets sollte jetzt ein koordinierter Auf­
wuchs europäischer Fähigkeiten erfolgen. Neben gemeinsamer Her­
stellung und Beschaffung ist dafür nötig, dass unsere Unternehmen bei 
Rüstungsprojekten noch viel enger zusammenarbeiten. Das macht 
eine noch viel engere Abstimmung auf europäischer Ebene unumgäng­
lich. Deshalb ist es höchste Zeit, dass sich nicht nur die Landwirt­
schafts­ und Umweltministerinnen und ­minister eigenständig in Brüssel  
treffen. In diesen Zeiten brauchen wir einen eigenständigen Rat der 
Verteidigungsministerinnen und Verteidigungsminister.

Um die Zusammenarbeit unserer Streitkräfte ganz praktisch zu ver­
bessern, haben wir einige Instrumente bereits an der Hand. Neben 
der Europäischen Verteidigungsagentur und dem Verteidigungsfonds 
denke ich vor allem an eine Kooperation, wie sie in der Organisation 
zum Management von gemeinsamen Rüstungsvorhaben schon prak­
tiziert wird. So wie wir mit den freien Grenzen im Schengenraum 
seinerzeit mit sieben Staaten angefangen haben, so kann diese Orga­
nisation zum Nukleus werden für ein Europa der gemeinsamen  
Verteidigung und Rüstung.

Dafür werden wir alle unsere nationalen Vorbehalte und Regularien 
überprüfen müssen, etwa was die Nutzung und den Export gemein­
sam hergestellter Systeme angeht. Aber das muss möglich sein – im 
Interesse unserer Sicherheit und unserer Souveränität, die eben auch 
von europäischen Rüstungsfähigkeiten abhängt.
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Die Nato bleibt der Garant unserer Sicherheit. Richtig ist aber eben 
auch: Jede Verbesserung, jede Vereinheitlichung europäischer Vertei­
digungsstrukturen im EU­Rahmen stärkt die Nato.

Wir sollten Lehren ziehen aus den Geschehnissen in Afghanistan  
im vorigen Sommer. Künftig muss die EU in der Lage sein, schnell und  
effektiv zu reagieren. Gemeinsam mit anderen EU­Partnern wird 
Deutschland deshalb dafür sorgen, dass die geplante schnelle Eingreif­
truppe der EU 2025 einsatzfähig ist, und dann auch deren Kern stel­
len. Dafür braucht es eine klare Führungsstruktur. Wir müssen daher 
die ständige EU­Kommandozentrale und mittelfristig ein echtes EU­
Hauptquartier mit allem ausstatten, was dafür finanziell, personell und  
technisch gebraucht wird. Deutschland wird sich dieser Verantwor­
tung stellen, wenn wir im Jahr 2025 die schnelle Eingreiftruppe führen.

Schließlich müssen wir unsere politischen Entscheidungsprozesse 
gerade in Krisenzeiten beweglicher machen. Für mich heißt das, 
die dafür vorhandenen Spielräume in den EU­Verträgen voll auszu­
schöpfen. Ja, das bedeutet ausdrücklich auch, noch viel stärker die 
Möglichkeit zu nutzen, Einsätze einer Gruppe von Mitgliedstaaten 
anzuvertrauen, die dazu bereit ist, sozusagen einer Koalition der Ent­
schlossenen. Das ist EU­Arbeitsteilung im besten Sinne.

Schon beschlossen ist, dass Deutschland Litauen mit einer schnell 
einsatzbereiten Brigade und die Nato mit weiteren Kräften in hoher 
Einsatzbereitschaft unterstützen wird. Die Slowakei unterstützen wir 
unter anderem bei der Luftverteidigung. Die Tschechische Republik 
und andere Länder kompensieren wir für die Abgabe sowjetischer 
Panzer an die Ukraine mit Panzern deutscher Bauart. Zugleich haben 
wir vereinbart, dass unserer Streitkräfte noch viel enger kooperieren. 
Auch die 100 Milliarden Euro, mit denen wir in Deutschland in den 
kommenden Jahren die Bundeswehr modernisieren, stärken die euro­
päische und transatlantische Sicherheit.
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Erheblichen Nachholbedarf haben wir in Europa bei der Verteidigung 
gegen Bedrohungen aus der Luft und aus dem Weltraum. Daher  
werden wir in Deutschland in den kommenden Jahren ganz erheblich 
in unsere Luftverteidigung investieren. Alle diese Fähigkeiten werden 
im Nato­Rahmen einsetzbar sein. Zugleich wird Deutschland diese 
zukünftige Luftverteidigung von Beginn an so ausgestalten, dass sich 
auch unsere europäischen Nachbarn daran beteiligen können, wenn 
es gewünscht wird, etwa Polen, Balten, Niederländer, Tschechen,  
Slowaken oder unsere skandinavischen Partner. Ein gemeinsam auf­
gebautes Luftverteidigungssystem in Europa wäre nicht nur kosten­
günstiger und effizienter, als wenn jeder von uns seine eigene teure 
und hochkomplexe Luftverteidigung aufbaut; es wäre ein Sicherheits­
gewinn für ganz Europa und ein hervorragendes Beispiel dafür, was 
wir meinen, wenn wir von der Stärkung der europäischen Säule der 
Nato sprechen.

Auch der dritte große Handlungsauftrag, den ich für Europa  
sehe, folgt aus der Zeitenwende, und er und geht zugleich 
weit darüber hinaus. Putins Russland definiert sich auf abseh­
bare Zeit in Gegnerschaft zur Europäischen Union. Jede 
Uneinigkeit zwischen uns, jede Schwäche wird Putin aus­
nutzen. Andere Autokraten ahmen das nach. Denken Sie 
nur daran, wie der belarussische Diktator Lukaschenko im  
vergangenen Jahr versucht hat, uns mit dem Leid Tausen­
der Geflüchteter und Migranten aus dem Nahen Osten poli­
tisch unter Druck zu setzen. Auch China und andere nut­
zen die offenen Flanken, die wir Europäer bieten, wenn wir 
uneinig sind.

Was daraus für Europa folgt, lässt sich vielleicht so zusammenfassen:  
Wir müssen die Reihen schließen, alte Konflikte überwinden und 
neue Lösungen finden. Das klingt nach einer Selbstverständlichkeit, 
doch dahinter verbirgt sich viel Arbeit. Nehmen wir nur die zwei  

„Wir müssen die 
Reihen schließen, 

alte Konflikte 
überwinden und 
neue Lösungen 

finden.“
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Felder, die in den vergangenen Jahren wohl die größten Spannungen 
zwischen den Mitgliedstaaten hervorgerufen haben, die Migrations­ 
und die Finanzpolitik.

Dass wir in der Migrationspolitik vorankommen kön­
nen, haben wir nach dem russischen Angriff auf die Ukra­
ine bewiesen. Erstmals hat die EU die Richtlinie über 
temporären Schutz aktiviert. Hinter diesem sperrigen 
Begriff verbirgt sich für Millionen von Ukrainerinnen 
und Ukrainer ein Stück Normalität fern der Heimat, eine 
schnelle, sichere Aufenthaltserlaubnis, die Möglichkeit,  
zu arbeiten, die Schule oder eine Universität wie diese hier 
zu besuchen.

Auch künftig werden Menschen nach Europa kommen, sei es, um 
Schutz vor Krieg und Verfolgung zu suchen, sei es auf der Suche nach 
Arbeit und einem besseren Leben. Europa bleibt für Millionen auf  
der ganzen Welt ein Sehnsuchtsort. Das ist einerseits ein großartiger  
Beweis für die Attraktivität unseres Kontinents, andererseits ist es  
zugleich eine Realität, mit der wir Europäerinnen und Europäer um­
gehen müssen. Das bedeutet, Migration vorausschauend zu gestalten, 
statt immer nur ad hoc auf Krisen zu reagieren. Das bedeutet auch, irre­
guläre Migration zu verringern und zugleich legale Migration zu  
ermöglichen, denn wir brauchen Zuwanderung. Wir erleben derzeit 
doch an unseren Flughäfen, in unseren Krankenhäusern und in  
vielen Betrieben, dass uns an allen Ecken und Enden qualifizierte Ar­
beitskräfte fehlen.

Einige Punkte scheinen mir zentral.

Erstens: Wir brauchen mehr verbindliche Partnerschaften mit  
Herkunfts­ und Transitstaaten, und zwar auf Augenhöhe. Wenn wir 
Arbeitskräften mehr legale Wege nach Europa bieten, muss im  

„Europa bleibt für 
Millionen auf der 
ganzen Welt ein 
Sehnsuchtsort.“
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Gegenzug die Bereitschaft in den Herkunftsstaaten steigen, eigenen 
Staatsangehörigen ohne Aufenthaltsrecht die Rückkehr zu ermöglichen.

Zweitens: Zu einer funktionierenden Migrationspolitik gehört ein 
Außengrenzschutz, der wirksam ist und unseren rechtsstaatlichen 
Standards gerecht wird. Der Schengen­Raum, das grenzenlose Reisen,  
Leben und Arbeiten, steht und fällt mit diesem Schutz. Schengen ist 
eine der größten Errungenschaften der Europäischen Union, und wir 
sollten sie schützen und ausbauen. Dazu gehört es auch, bestehende  
Lücken zu schließen. Kroatien, Rumänien und Bulgarien erfüllen alle 
technischen Anforderungen für die Vollmitgliedschaft. Ich werde 
mich dafür einsetzen, dass sie Vollmitglieder werden.

Drittens: Europa braucht ein Asylsystem, das solidarisch und krisen­
fest ist. Es ist unsere Pflicht, Menschen, die schutzbedürftig sind, ein 
sicheres Zuhause zu bieten. Unter französischer Ratspräsidentschaft 
haben wir uns in den letzten Monaten auf einen schrittweisen Ansatz 
geeinigt. Jetzt sollte sich auch das Europäische Parlament darauf ein­
lassen. Die tschechische Ratspräsidentschaft kann bei den Verhand­
lungen mit dem Parlament auf unsere volle Unterstützung zählen.

Schließlich sollten wir denjenigen, die sich als Schutzberechtigte legal  
in der EU aufhalten, früher als bisher die Möglichkeit geben, eine 
Arbeit in einem anderen Mitgliedstaat aufzunehmen, um ihre Fähig­
keiten dort einzubringen, wo sie gebraucht werden. Weil wir nicht 
naiv sind, müssen wir zugleich Missbrauch verhindern, etwa dann, 
wenn gar kein Wille zum Arbeiten besteht. Wenn wir das hinbe­
kommen, dann führt Freizügigkeit auch nicht zur Überlastung der 
Sozialsysteme. Dann sichern wir auf Dauer die Akzeptanz dieser  
großen europäischen Freiheit.

Das Feld, das uns Europäer neben dem der Migration in den ver­
gangenen Jahren am meisten entzweite, war das der Fiskalpolitik. Das  
in der Coronakrise beschlossene historische Aufbauprogramm  
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markiert jedoch einen Wendepunkt. Erstmals haben wir zusammen 
eine europäische Antwort gegeben und die nationalen Investitions­ 
und Reformprogramme mit Mitteln der EU unterstützt. Wir haben 
uns darauf geeinigt, gemeinsam zu investieren, um unsere Volks­
wirtschaften zu stärken. Das hilft uns übrigens auch in der gegenwär­
tigen Krise.

Ideologie ist Pragmatismus gewichen. Davon sollten wir 
uns leiten lassen, wenn es um die Frage geht, wie wir unsere  
gemeinsamen Regeln auch über die Coronakrise hinaus 
weiterentwickeln. Klar ist: Ein gemeinsamer Währungsraum  
braucht gemeinsame Regeln, die eingehalten und über­
prüft werden können. Das schafft Vertrauen und ermöglicht  
Solidarität in der Not.

Nun haben die Krisen der vergangenen Jahre die Schulden­
stände in allen Mitgliedstaaten steigen lassen. Deshalb 
brauchen wir eine Verständigung darüber, wie wir diese  
hohen Schuldenstände abbauen. Diese Übereinkunft 
muss verbindlich sein, Wachstum ermöglichen und politisch  
vermittelbar sein. Zugleich muss sie allen EU­Staaten 
ermöglichen, die Transformation unserer Volkswirtschaften  
durch Investitionen zu meistern.

Anfang des Monats haben wir als deutsche Regierung unsere Vorstel­
lungen zur Weiterentwicklung der europäischen Schuldenregeln  
vorgelegt. Sie folgen dieser Logik. Wir möchten darüber offen mit allen  
unseren europäischen Partnern sprechen, unvoreingenommen, ohne 
Belehrungen, ohne Schuldzuweisungen. Wir wollen gemeinsam disku­
tieren, wie ein nachhaltiges Regelwerk nach der Zeitenwende aus­
sehen kann. Es geht dabei um etwas ganz Fundamentales. Es geht darum,  
den Bürgerinnen und Bürgern die Gewissheit zu geben, dass unsere 
Währung sicher und irreversibel ist, dass sie sich auf ihren Staat und 
auf die Europäische Union auch in Krisenzeiten verlassen können.

„Ein gemeinsamer 
Währungsraum 

braucht 
gemeinsame 
Regeln, die 

eingehalten und 
überprüft werden 

können.“ 
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Eines der besten Beispiele, wie uns das in den vergangenen Jahren 
gelungen ist, ist das europäische Sure­Programm. Während der Corona­
krise haben wir es eingeführt, um Kurzarbeit abzusichern. Über 30 
Millionen Bürgerinnen und Bürger haben EU­weit davon  
profitiert, immerhin jede siebte Arbeitnehmerin, jeder 
siebte Arbeitnehmer, die sonst womöglich auf der Straße  
gestanden hätten. Nebenbei ist es uns durch diesen 
Anreiz auf europäischer Ebene gelungen, quasi flächen­
deckend in Europa das Erfolgsmodell der Kurzarbeit  
einzuführen. Ein robusterer Arbeitsmarkt und gesündere 
Unternehmen in ganz Europa sind das Ergebnis. So  
stelle ich mir pragmatische Lösungen in Europa vor, auch  
in der Zukunft.

Zeitenwende, das muss für die europäische Politik heißen,  
Brücken zu bauen, statt Gräben aufzureißen. Die Bür­
gerinnen und Bürger erwarten eine EU, die liefert. Das  
Ergebnis der Zukunftskonferenz zeigt das ganz klar.  
Die Bürgerinnen und Bürger erwarten von der EU ganz  
handfeste Dinge, zum Beispiel mehr Tempo beim Klimaschutz, gesunde  
Lebensmittel, nachhaltige Lieferketten oder eben den besseren Schutz 
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Kurzum: Sie erwarten die  
„Solidarität der Tat“, von der schon in der Schuman­Erklärung aus dem 
Jahr 1950 die Rede war. Es ist an uns, diese Solidarität der Tat immer 
wieder neu zu begründen und an die Herausforderungen der jeweili­
gen Zeit anzupassen.

In den Gründungsjahrzehnten des vereinten Europas hieß das vor 
allem, durch immer engere wirtschaftliche Verschränkung Krieg zwi­
schen den Mitgliedern unmöglich zu machen. Dass dies gelungen ist, 
bleibt das historische Verdienst unserer Union. Inzwischen ist aus dem 
Friedensprojekt aber auch ein europaweites Freiheits­ und Gerechtig­
keitsprojekt geworden. Das wiederum verdanken wir vor allem den 
Ländern, die erst später zu unserer Gemeinschaft hinzugestoßen sind, 

„Zeitenwende, 
das muss für 

die europäische 
Politik heißen, 

Brücken zu bauen, 
statt Gräben 
aufzureißen.“ 
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„Inzwischen ist aus 
dem Friedensprojekt 

aber auch ein 
europaweites 
Freiheits­ und 

Gerechtigkeitsprojekt 
geworden.“

den Spaniern, Griechen und Portugiesen, die sich nach 
Jahrzehnten der Diktatur einem Europa der Freiheit und 
Demokratie zuwandten, und dann den Bürgerinnen und 
Bürgern Mittel­ und Osteuropas, die mit ihrem Kampf für  
Freiheit, Menschenrechte und Gerechtigkeit den Kalten  
Krieg überwunden haben. Darunter waren auch viele mutige  
Studentinnen und Studenten dieser Universität, die an 
einem dunklen Novemberabend im Jahre 1989 so laut nach 
Freiheit riefen, dass daraus eine Revolution wurde. Diese 
Samtene Revolution war ein Glücksfall für Europa.

Frieden und Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit,  
Menschenrechte und Menschenwürde, diese Werte der 
Europäischen Union sind unser gemeinsam erworbenes 
Erbe. Gerade jetzt angesichts der erneuten Bedrohung  

von Freiheit, Pluralismus und Demokratie, die wir im Osten unseres Kon­
tinents erleben, spüren wir diese Verbindung doch ganz besonders stark.

„Staaten erhalten sich durch die Ideale, aus denen sie entstanden sind.“ 
Einer der berühmtesten Professoren dieser Universität hat diesen  
Satz gesagt, Tomáš Masaryk, der spätere Präsident der Tschechoslowakei.  
Dieser Satz gilt für Staaten; er gilt aber auch für die Wertegemein­
schaft EU. Weil Werte konstitutiv für deren Fortbestand sind, betrifft es  
auch uns alle, wenn diese Werte verletzt werden, außerhalb Europas 
und noch mehr in unserem Innern. Das ist der vierte Gedanke, den ich 
heute mit Ihnen teilen möchte.

Deshalb macht es uns Sorgen, wenn mitten in Europa von illiberaler  
Demokratie geredet wird, als wäre das nicht ein Widerspruch in sich. 
Deshalb können wir es nicht hinnehmen, wenn rechtsstaatliche Prin­
zipien verletzt und demokratische Kontrolle zurückgebaut wird.  
Um auch das ganz klar zu sagen: Für Rassismus und Antisemitismus 
darf es in Europa keine Toleranz geben. Deshalb unterstützen wir  
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die Kommission in ihrem Einsatz für die Rechtsstaatlichkeit. Auch  
das Europäische Parlament verfolgt das Thema mit großer Aufmerk­
samkeit. Dafür bin ich sehr dankbar.

Wir sollten nicht davor zurückscheuen, alle vorhandenen Möglich­
keiten zu nutzen, um Defizite abzustellen. Umfragen zeigen, dass sich 
überall, übrigens auch in Ungarn und Polen, eine große Mehrheit  
der Bürgerinnen und Bürger sogar ein stärkeres Engagement der EU 
für Freiheit und Demokratie in ihren Ländern wünscht. Zu diesen 
Möglichkeiten gehört das Rechtsstaatlichkeitsverfahren nach Artikel 7.  
Auch hier müssen wir von den Blockademöglichkeiten wegkommen. 
Sinnvoll scheint mir auch, Zahlungen konsequent an die Einhaltung 
rechtsstaatlicher Standards zu knüpfen, wie wir das mit dem Finanz­
rahmen 2021 bis 2027 und dem Wiederaufbaufonds in der Coronakrise  
getan haben – und wir sollten der Kommission einen neuen Weg 
eröffnen, Vertragsverletzungsverfahren auch dann einzuleiten, wenn 
gegen das verstoßen wird, was uns im Kern zusammenhält, gegen 
unsere Grundwerte, die wir alle im EU­Vertrag festgeschrieben haben: 
Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlich­
keit und die Wahrung der Menschenrechte.

Zugleich wünsche ich mir, dass wir um Rechtsstaatlichkeit nicht vor 
Gericht streiten müssen, weil wir neben allen Verfahren und Sanktionen  
vor allem brauchen, dass ein offener Dialog auf politischer Ebene  
über Defizite geführt wird, die es ja in allen Ländern gibt. Der Rechts­
staatlichkeitsbericht der Kommission mit seinen länderspezifischen 
Empfehlungen schafft dafür eine gute Grundlage. Die Umsetzung die­
ser Empfehlungen werden wir politisch eng begleiten und unsere 
eigenen Hausaufgaben machen. Denn die Rechtsstaatlichkeit ist ein 
Grundwert, der unsere Union einen sollte. Gerade in diesen Zeiten,  
da die Autokratie unsere Demokratien herausfordert, ist das wichtiger 
denn je.
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„Wann, wenn nicht 
jetzt? Wer, wenn 

nicht wir?“

Ich habe bereits die mutigen Studentinnen und Studenten dieser  
Universität erwähnt, die am Abend des 17. November 1989 die Samtene  
Revolution in Gang setzten. Auf dem Universitätscampus an der 
Albertovstraße, dort, wo ihr Protest begann, erinnert heute eine kleine 
bronzene Plakette daran. Zwei Sätze stehen darauf, und ich hoffe,  
dass ich sie einigermaßen richtig ausspreche:

Kdy když ne teď? Kdo když ne my? – Auf Deutsch:  
Wann, wenn nicht jetzt? Wer, wenn nicht wir?

Hier, von Prag aus, will ich diese beiden Sätze heute allen 
Europäerinnen und Europäern zurufen, denen, die bereits 
in unserer Union leben, und denjenigen, die hoffentlich 
bald zu uns stoßen. Ich will sie den politisch Verantwort­
lichen zurufen, meinen Kolleginnen und Kollegen, mit 

denen wir tagtäglich in Brüssel, Straßburg oder in unseren Haupt­
städten um Lösungen ringen. Es geht um unsere Zukunft, die Europa 
heißt. Dieses Europa ist heute gefordert wie nie.

Wann, wenn nicht jetzt, da Russland die Grenze zwischen Freiheit und  
Autokratie zu verschieben sucht, legen wir die Grundsteine für eine  
erweiterte Union der Freiheit, der Sicherheit und der Demokratie? Wann,  
wenn nicht jetzt, schaffen wir ein souveränes Europa, das sich in einer 
multipolaren Welt behaupten kann? Wann, wenn nicht jetzt, überwinden  
wir die Differenzen, die uns seit Jahren lähmen und spalten? Wer, 
wenn nicht wir, könnte Europas Werte schützen und verteidigen, im 
Innern wie nach außen?

Europa ist unsere Zukunft, und diese Zukunft liegt in unseren Händen.

Vielen Dank.
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Mr. President, 
fellow delegates, 
Ladies and Gentlemen!

It is with humility and deep respect that I am addressing you today – 
both as the newly elected Chancellor of Germany and as a proud 
delegate to our United Nations. My country and the United Nations 
are indivisibly linked. Today’s democratic and reunited Germany  
owes its role on the world stage to you, our international friends and 
partners. You placed your trust in us to become and to remain a 
peaceloving member of the international community.

Rede von Bundeskanzler  
Scholz anlässlich der  
77. Generaldebatte der  
Generalversammlung  
der Vereinten Nationen 
am 20. September 2022  
in New York
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We know that we owe our freedom, our stability and our prosperity  
to an international order with the United Nations at its core. Therefore,  
my country’s commitment to this organization and its noble goals –  
peace, development and equal rights and dignity for every human being –  
will never wane.*

Ich lege dieses Bekenntnis leider zu einer Zeit ab, in der wir 
uns von diesen ehrwürdigen Zielen entfernen. Nach Jahr­
zehnten, in denen wir Mauern und Blöcke überwanden –  
eine Zeit, in die der Fall des Eisernen Vorhangs und die 
deutsche Wiedervereinigung fielen, nach der technologi­
schen Revolution des Internets und der Digitalisierung,  
die uns so eng vernetzt haben wie noch nie, stehen wir heute  
vor einer neuen Fragmentierung der Welt. Neue Kriege 
und Konflikte sind entstanden. Globale Großkrisen türmen 
sich vor uns auf, verbinden und verstärken sich. Manche 
sehen darin die Vorboten einer Welt ohne Regeln.

Zutreffend ist: Die Risiken für unsere globale Ordnung sind real. 
Dennoch kann ich wenig anfangen mit dem Bild von der regellosen 
Welt – aus zwei Gründen. Erstens: Unsere Welt hat klare Regeln, 
Regeln, die wir als Vereinte Nationen gemeinsam geschaffen haben. 
Diese Charta verspricht uns allen ein friedliches Miteinander. 

„Die Risiken  
für unsere 

globale Ordnung 
sind real.“

* Herr Präsident, sehr geehrte Delegierte, meine Damen und Herren,  
 
in Demut und mit großem Respekt spreche ich heute zu Ihnen – in meiner Eigenschaft als neu gewähl-
ter deutscher Bundeskanzler und als stolzer Delegierter unserer Vereinten Nationen. Mein Land  
und die Vereinten Nationen sind untrennbar miteinander verbunden. Das heutige demokratische und  
wiedervereinte Deutschland verdankt seine Rolle auf der Weltbühne Ihnen, unseren Freunden und 
Partnern weltweit. Sie haben Ihr Vertrauen in uns gesetzt – das Vertrauen, dass wir ein friedliebendes  
Mitglied der Völkergemeinschaft werden und auch bleiben.

Wir wissen, dass wir unsere Freiheit, unsere Stabilität und unseren Wohlstand einer Weltordnung 
verdanken, dessen Kern die Vereinten Nationen bilden. Daher wird das Bekenntnis meines Landes  
zu dieser Organisation und ihren ehrwürdigen Zielen – Frieden, Entwicklung, gleiche Rechte für alle 
Menschen und Achtung der Würde jedes Einzelnen – niemals an Kraft verlieren.
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Diese Charta ist unsere kollektive Absage an eine regellose Welt! Unser 
Problem sind nicht fehlende Regeln, unser Problem ist der mangelnde 
Wille, sie einzuhalten und durchzusetzen.

Das Bild von der Welt ohne Regeln führt aber noch aus  
einem zweiten Grund in die Irre. Wenn wir unsere Welt­
ordnung nicht gemeinsam verteidigen, weiterentwickeln 
und stärken, dann droht uns nicht etwa regelloses Chaos, 
sondern eine Welt, in der die Regeln von denen gemacht 
werden, die sie uns dank ihrer militärischen, ökonomischen 
und politischen Macht diktieren können. Die Alternative 
zur regel­basierten Welt ist nicht die Anarchie, sondern die 
Herrschaft der Starken über die Schwächeren!

Ob aber in dieser Welt das Recht der Macht herrscht oder die Macht des 
Rechts, kann den allermeisten von uns nicht egal sein. Die Kernfrage, 
vor der wir als Weltgemeinschaft stehen, lautet: Schauen wir hilflos zu,  
wie manche uns in eine Weltordnung zurückkatapultieren wollen,  
in der Krieg ein gängiges Mittel der Politik ist, in der sich unabhängige  
Nationen ihren stärkeren Nachbarn oder ihren Kolonialherren zu  
fügen haben, in der Wohlstand und Menschenrechte ein Privileg der 
„lucky few“ sind? Oder schaffen wir es mit vereinten Kräften, dass die 
multipolare Welt des 21. Jahrhunderts eine multilaterale Welt bleibt?

Meine Antwort, als Deutscher und als Europäer, lautet: Das muss uns 
gelingen, und das wird uns auch gelingen, wenn wir drei grundlegende  
Prinzipien beachten.

Erstens: Internationale Ordnung entsteht nicht von allein. Ohne unser 
Zutun bleibt diese Charta nur Papier. Mit dieser Charta ist ein Aufruf 
an uns alle verbunden, ihre Ziele und Grundsätze durchzusetzen!  
Deshalb dürfen wir nicht die Hände in den Schoß legen, wenn eine hoch­
gerüstete, nukleare Großmacht – noch dazu ein Gründungsmitglied  

„Internationale 
Ordnung  

entsteht nicht  
von allein.“
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der Vereinten Nationen und ständiges Mitglied des UN­Sicherheits­
rates – Grenzen mit Gewalt verschieben will. Russlands Eroberungs­
krieg gegen die Ukraine ist durch nichts zu rechtfertigen. Präsident Putin  
führt ihn mit einem einzigen Ziel: sich der Ukraine zu bemächtigen. 
Selbstbestimmung und politische Unabhängigkeit zählen für ihn nicht.

Dafür gibt es nur ein Wort. Das ist blanker Imperialismus! Die Rückkehr  
des Imperialismus ist nicht nur ein Desaster für Europa. Darin liegt 
ein Desaster auch für unsere globale Friedensordnung, die die Antithese  
ist zu Imperialismus und Neo­Kolonialismus. Deshalb war es so wich­
tig, dass 141 Staaten den russischen Eroberungskrieg hier in diesem Saal  
eindeutig verurteilt haben.

Doch das allein reicht nicht aus! Wenn wir wollen, dass 
dieser Krieg endet, dann kann es uns nicht egal sein, wie 
er endet. Putin wird seinen Krieg und seine imperialen 
Ambitionen nur aufgeben, wenn er erkennt: Er kann diesen  
Krieg nicht gewinnen! Er zerstört dadurch nicht nur die 
Ukraine, er ruiniert auch sein eigenes Land. Deshalb wer­
den wir keinen russischen Diktatfrieden akzeptieren – 
und auch keine Schein­Referenden. Deshalb muss die 
Ukraine Russlands Überfall abwehren können.

Wir unterstützen die Ukraine dabei mit aller Kraft:  
finanziell, wirtschaftlich, humanitär und auch mit Waffen.  
Gemeinsam mit Partnern weltweit haben wir harte  
wirtschaftliche Sanktionen gegen die russische Führung 
und Russlands Wirtschaft verhängt. So lösen wir das Versprechen ein, 
das jedes unserer Länder mit dem Beitritt zu den Vereinten Nationen 
gegeben hat, nämlich „unsere Kräfte zu vereinen, um den Weltfrieden 
und die internationale Sicherheit zu wahren“.

„Wenn wir 
wollen, dass 
dieser Krieg 
endet, dann 
kann es uns 

nicht egal sein, 
wie er endet.“
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Eines möchte ich hinzufügen: Nicht ein Sack Getreide wurde aufgrund 
dieser Sanktionen zurückgehalten. Russland allein hat die ukraini­
schen Getreideschiffe am Auslaufen gehindert, Häfen zerbombt und 
landwirtschaftliche Betriebe zerstört.

„Wer den Krieg ächten will, muss auch den Hunger äch­
ten.“ Mein Amtsvorgänger, Friedensnobelpreisträger Willy  
Brandt, hat diesen Satz gesagt, als er als erster Bundes­
kanzler im Jahr 1973 hier vor dieser Versammlung sprach.  
Heute erleben wir: Dieser Satz gilt auch umgekehrt. Wer 
den Hunger ächten will, der muss Russlands Krieg ächten –  
diesen Krieg, der auch in Ländern weit weg von Russ­
land für steigende Preise, Energieknappheit und Hungers­
not sorgt.

Dass es unter Vermittlung von Generalsekretär Guterres  
und der Türkei gelungen ist, Getreideexporte wieder 
möglich zu machen, verdient große Anerkennung. Auch 
Deutschland unterstützt die Ukraine beim Export von Nahrungsmitteln.  
Wir werden der Ukraine auch beistehen, um die enormen Kosten für 
den Wiederaufbau des Landes zu stemmen. Bei einer internationalen  
Expertenkonferenz, die ich mit der Präsidentin der Europäischen 
Kommission am 25. Oktober in Berlin ausrichte, werden wir gemeinsam  
mit Unterstützern der Ukraine aus aller Welt überlegen, wie uns diese 
Generationenaufgabe gelingt. Unsere Botschaft ist: Wir stehen fest an 
der Seite des Angegriffenen – zum Schutz des Lebens und der Freiheit 
der Ukrainerinnen und Ukrainer und zum Schutz unserer internatio­
nalen Ordnung!

Meine Damen und Herren, das zweite Prinzip, um diese Ordnung zu 
erhalten, lautet: Wir alle müssen uns an den Verpflichtungen messen 
lassen, die wir gemeinsam eingegangen sind. Verantwortung beginnt 
immer bei einem selbst. Nehmen wir zum Beispiel den Klimawandel, 
die größte Herausforderung unserer Generation. Hierfür tragen wir, die  
Industrieländer und großen Treibhausgasemittenten, ganz besondere  

„Wir stehen fest 
an der Seite des 
Angegriffenen – 
zum Schutz des 
Lebens und der 

Freiheit.“
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Verantwortung. Deshalb haben wir beim G7­Gipfel im Juni in 
Deutschland noch einmal bekräftigt, beim Klimaschutz voranzugehen,  
um das 1,5­Grad­Ziel zu erreichen – nicht trotz des Kriegs und  
der Energiekrise, sondern gerade weil Klimaneutralität auch größere 
Energiesicherheit bedeutet.

Wir stehen zu unseren Zusagen, Schwellen­ und Entwicklungsländer 
bei der Emissionsminderung und ihrer Anpassung an den Klimawandel  
zu unterstützen, zum Beispiel durch neue Partnerschaften für eine  

gerechte Energiewende, und wir werden auch die Länder 
nicht allein lassen, die am stärksten mit Verlusten und Schä­
den durch den Klimawandel zu kämpfen haben. Bis zur 
Klimakonferenz in Ägypten wollen wir deshalb einen glo­
balen Schutzschirm gegen Klimarisiken entwickeln. Wir 
müssen uns an den Verpflichtungen messen, die wir einge­
gangen sind.

Nirgendwo scheint mir diese Einsicht offensichtlicher als 
beim Schutz der Menschenrechte, weil sich in ihnen das 
tiefste Bedürfnis jeder und jedes Einzelnen von uns spie­
gelt, frei, unversehrt und in Würde zu leben. Das ist der Kern  
dessen, was uns als Menschen ausmacht und verbindet – 
egal, wo wir herkommen, egal, woran wir glauben, egal, wen  
wir lieben. Ich sage das mit der Geschichte meines Landes 
vor Augen. Deutschland, das durch den Mord an sechs Mil­
lionen Juden einen Zivilisationsbruch begangen hat, der 

keinerlei Vergleich duldet, weiß um die Brüchigkeit unserer  
Zivilisation. Und zugleich stehen wir in der Pflicht, die Menschen­
rechte überall und zu jeder Zeit zu achten und zu verteidigen.

Mein Land ist zweitgrößter Geber des UN­Systems, zweitgrößter  
Geber auch für humanitäre Hilfe. In den vergangenen Jahren haben 
wir Millionen Geflüchtete bei uns aufgenommen – aus dem Nahen 
Osten, aus Afrika, aus Afghanistan und zuletzt aus der Ukraine. Darauf 
sind wir stolz.

„Mein Land ist 
zweitgrößter 

Geber des 
UN­Systems, 
zweitgrößter 
Geber auch  

für humanitäre 
Hilfe.“
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Hinsehen und handeln müssen wir aber auch dort, wo Hunderttau­
sende in Straflagern oder Gefängnissen Leid, Willkür und Folter erdulden  
müssen – in Nordkorea, Syrien, dem Iran oder Belarus. Hinsehen und 
handeln müssen wir, wenn die Taliban Frauen und Mädchen in Afgha­
nistan ihrer grundlegendsten Rechte berauben. Und hinsehen und 
handeln müssen wir, wenn Russland in Mariupol, Butscha oder Irpin 
Kriegsverbrechen begeht. Die Mörder werden wir zur  
Rechenschaft ziehen. Den Internationalen Strafgerichtshof  
und die vom Menschenrechtsrat eingesetzte unabhän­
gige Untersuchungskommission unterstützen wir dabei 
mit aller Kraft.

Unsere gemeinsamen Institutionen zu stützen, daran 
sollten gerade diejenigen ein Interesse haben, die dank 
ihrer Stärke und ihres Einflusses besondere Verant­
wortung für die Ordnung in der Welt tragen. Die frühere 
Hochkommissarin für Menschenrechte hat uns vor einigen Wochen 
über die Lage der Uiguren in Xinjiang berichtet. China sollte die Emp­
fehlungen der Hochkommissarin umsetzen. Das wäre ein Zeichen  
von Souveränität und Stärke und ein Garant für die Veränderung zum 
Besseren.

Meine Damen und Herren, noch ein drittes Prinzip muss hinzukommen,  
um die internationale Ordnung zu erhalten. Wir müssen unsere  
Regeln und Institutionen an die Realität des 21. Jahrhunderts anpassen.  
Viel zu oft spiegeln sie die Welt von vor 30, 50 oder 70 Jahren. Das gilt 
auch für den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. Seit Jahren setzt 
sich Deutschland für seine Reform und Erweiterung ein, vor allem  
um Länder des globalen Südens. Auch Deutschland ist bereit, größere  
Verantwortung zu übernehmen – als ständiges Mitglied und zunächst 
als nichtständiges Mitglied in den Jahren 2027 und 2028. Ich bitte Sie, 
unsere Kandidatur zu unterstützen, die Kandidatur eines Landes,  
das die Prinzipien der Vereinten Nationen achtet, das Zusammenarbeit  
anbietet und sucht.

„Internationale 
Ordnung  

entsteht nicht  
von allein.“
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Für mich ist es völlig selbstverständlich, dass die aufstrebenden, dyna­
mischen Länder und Regionen Asiens, Afrikas und des südlichen  
Amerikas größere politische Mitsprache auf der Weltbühne bekommen  
müssen. Das liegt in unser aller Interesse! Denn daraus entsteht  
gemeinsame Verantwortung, damit wächst die Akzeptanz unserer 
Entscheidungen. Nicht Nationalismus und Isolation lösen  
die Herausforderungen unserer Zeit. Mehr Zusammen­
arbeit, mehr Partnerschaft, mehr Beteiligung lautet die 
einzig vernünftige Antwort, egal, ob es um den Kampf 
gegen den Klimawandel oder globale Gesundheitskrisen, 
um Inflation oder gestörte Handelsketten oder um un­
seren Umgang mit Flucht und Migration geht.

Ich sage das aus tiefster Überzeugung. Denn die Erkennt­
nis, dass Offenheit und Kooperation Frieden und Wohl­
stand sichern, diese Erkenntnis hat die vergangenen 
Jahrzehnte zu den bislang glücklichsten in der Geschichte  
meines Landes gemacht.

Als diesjähriger Präsident der G7 ist es mir daher ein  
zentrales Anliegen, für eine neue Art der Zusammenarbeit  
mit den Ländern des globalen Südens einzutreten, eine Zusammen­
arbeit, die Augenhöhe nicht nur behauptet, sondern herstellt, zumal 
diese Augenhöhe de facto ja längst besteht, wenn man das wachsende 
politische, ökonomische und demografische Gewicht Asiens, Afrikas und 
des südlichen Amerikas beachtet.

Von Beginn an haben wir unsere Ziele auf das Engste mit Indonesien als  
G20­Präsidentschaft abgestimmt. Die Vorsitzländer der Afrikanischen 
Union und der Gemeinschaft der Lateinamerikanischen und Karibischen  
Staaten haben wir an unseren Beratungen als G7 beteiligt, ebenso wie 
Indien und Südafrika. Herausgekommen sind neue Modelle globaler  
Zusammenarbeit, die eines gemeinsam haben: Sie tragen die Hand­
schrift gemeinsamer Verantwortung und gegenseitiger Solidarität.

„... für eine 
neue Art der 

Zusammenarbeit 
mit den Ländern 

des globalen  
Südens 

einzutreten.“
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Mit einem neuen Bündnis für globale Ernährungssicherheit bekämp­
fen wir die Hungerkrise, und ich lade Sie alle ein, Teil dieses Bündnisses  
zu werden. Wir haben eine Partnerschaft für globale Infrastruktur 
und Investitionen ins Leben gerufen, um gemeinsam in den kommen­
den fünf Jahren 600 Milliarden Dollar für öffentliche und private  
Infrastrukturinvestitionen weltweit zu mobilisieren. Damit machen wir  
einen großen Schritt auch zur Umsetzung der Agenda 2030. Und 
durch einen neu entstehenden Klima­Club gehen wir mit Freunden  
und Partnern weltweit voran, um das Pariser Klimaabkommen noch 
schneller und besser umzusetzen. Solche Ansätze sind Pfeiler, die unsere  
internationale Ordnung stützen, weil sie Ergebnisse liefern, die den 
Bürgerinnen und Bürgern in all unseren Länder zugutekommen und 
die sie von den Vereinten Nationen erwarten.

„We the Peoples” – „Wir, die Völker” – lauten nicht umsonst die ersten  
drei Worte unserer Charta. Wohlgemerkt: Sie lauten nicht „Wir, die 
Mitgliedstaaten“ oder „Wir, die Delegierten“. Unseren Völkern sind wir 
verpflichtet. Ihnen schulden wir eine Weltordnung, die ihnen ein  
Leben in Frieden ermöglicht, die ihre Rechte schützt, die ihnen Chancen  
auf Bildung, Gesundheit und Entwicklung eröffnet. Eine solche Ord­
nung entsteht nicht von allein. Sie zu verteidigen, weiterzuentwickeln  
und zu stärken, darin liegt unsere Aufgabe als Vereinte Nationen. 
Deutschland reicht Ihnen allen dafür die Hand.

Vielen Dank!
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